Amts 


der Königlichen Regierun 


Nro. 23. 


Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Central⸗Behörden. 


1) Anweiſung 0 
zur Ausführung des Geſetzes über eingeſchriebene Hülfs⸗ 
kaſſen vom 7. April 1876. (R⸗G.⸗Bl. S. 125.) 

Zur Ausführung des Geſetzes über eingeſchriebene 
Hülfskaſſen vom 7. April 1876 wird Folgendes be⸗ 
ſtimmt: 

1. Unter der Bezeichnung: Höhere Verwal⸗ 
tungsbehörde ſind die Regierungen, die Landdroſteien 
und das Polizeipräſidium in Berlin, unter der Bezeich⸗ 
nung: Gemeindebehörden diejenigen Behörden zu 
verſtehen, welche nach der in den einzelnen Landestheilen 
geltenden Gemeindeverfaſſung den Vorſtand der Ge⸗ 
meinde bilden. 

Die Beaufſichtigung der Kaffen (8 33 des 
Geſetzes) iſt in den Städten von dem Gemeindevor⸗ 
ſtande, übrigens von den Kreislandräthen, in der 
Provinz Hannover von den Amtshauptmännern, in 
Hohenzollern von den Oberamtmännern wahrzunehmen. 
In denjenigen Städten, wo der Gemeindevorſtand ein 
Kollegium bildet, hat derſelbe zur Wahrnehmung der 
Aufſicht einen Kommiſſarius zu beftellen. 


2. Der Gemeindevorſtand, welchem das Statut 
einer Kaſſe behufs Erwirkung der Zulaſſung eingereicht 
wird ($ 4 Alin. 1), hat darüber ein Protokoll aufzu⸗ 
nehmen, welches das Datum der Einreichung, den 
Namen der Kaſſe und den Namen und Wohnort der 
das Statut einreichenden Perſonen ergiebt. 

Dieſes Protokoll iſt mit den beiden eingereichten 
Exemplaren des Statuts ungeſäumt der höheren 
Verwaltungsbehörde zu überſenden. 

Gleichzeitig oder ſpäteſtens innerhalb acht Tagen 
hat der Gemeindevorſtand ohne beſondere Aufforderung 

ungsbehörde eine Erklärung über 


der höheren Verwalt 
die Höhe des täglichen Lohnes einzuſenden, welcher 
nach feinem Urtheil an dem Orte, wo die Kaffe ihren 
Sitz hat, gewöhnlichen Tagearbeitern im Jahresdurch⸗ 
ſchnitt gezahlt wird (8 11). 


3. Die höhere Verwaltungsbehörde hat die bei 
ihr eingehenden Statute einer Prüfung zu unterziehen, 


welche darauf zu richten iſt, 
a) 2 das Statut formell vollſtändig iſt (§ 3 Nr. 


8 —9), 
b) ob der Inhalt der einzelnen Beſtimmungen des 
Ausgegeben in Murienwerder den 8. Juni 1876 
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Marienwerder, den 7. Juni. 


Blatt 


g zu Marienwerder. 
u 7. guni, 1876. 


Statuts den Vorſchriften des Geſetzes entſpricht 

($ 3 Min. 2 

c) ob in das Statut Beſtimmungen aufgenommen 
ſind, welche mit dem Zwecke der Kaſſe nicht in 
Verbindung ſtehen ($ 3 Alin. 2). 


4. Ergeben ſich bei dieſer Prüfung keinerlei Be⸗ 
denken gegen die Zulaſſung der Kaffe, fo ift ſofort 
nach Maßgabe der Beſtimmung unter Nr. 8 zu ver⸗ 
fahren. 

5. Ergeben ſich Bedenken gegen die Zulaſſung 
der Kaffe, fo kann zunächſt der Verſuch gemacht werden, 
die erforderlichen Abänderungen des Statuts durch 
Verhandlung mit den Antragſtellern herbeizuführen. 
Es iſt indeſſen unter allen Umſtänden innerhalb der 
in § 4 Alin. 1 vorgeſchriebenen ſechswöchigen Friſt 
mindeſtens ein die beſtehenden Bedenken genau bezeich⸗ 
nender vorläufiger Beſcheid zu erlaſſen. 


Im Uebrigen greift das Verfahren nach Maß⸗ 
gabe der 88 20 und 21 der Gewerbeordnung vom 21. 
Juni 1869 und der Nr. 55, 57, 58 der Anweiſung 
zur Ausführung derſelben vom 4. September 1869 
mit den aus den folgenden Beſtimmungen ſich ergeben⸗ 


den Modifikationen Platz. 


6. Der ſchriftliche Beſcheid (Nr. 55 der Anwei⸗ 
fung vom 4. September 1869) hat diejenigen Beſtim⸗ 
mungen des Statuts, welche den Anforderungen des 
Geſetzes nicht entſprechen und, inwiefern dies der Fall, 
genau zu bezeichnen. 

7, Der Rekurs und deſſen Rechtfertigung iſt 
innerhalb der geſetzlichen Friſt und zwar zur Beſchleu⸗ 
nigung des Verfahrens in der Regel nicht unmittelbar 
bei den Miniſterien, ſondern bei der höheren Verwal⸗ 
tungsbehörde einzureichen, worauf in dem Beſcheide 
jedesmal hinzuweiſen iſt. 


8. Sobald zu Gunſten der Zulaſſung der Kaſſe 
entſchieden iſt, werden die eingereichten Exemplare des 
Statuts mit folgendem Zulaſſungsvermerke verſehen: 

„Die (Name der Kaſſe) iſt auf Grund des 
vorſtehenden Statuts als eingeſchriebene Hülfs⸗ 
kaſſe zugelaſſen und unter Nr. d 
Regiſters der eingeſchriebenen Hülfskaſſen 

10 getragen.“ 


e 
ein⸗ 


ä — % 


„„ „4 „4 


(Siegel.) (Unterſchrift.) 
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Ein Exemplar des Statuts ift nach vorgängiger revidirtes Statut oder nur einzelne Statutenänderungen 
Eintragung der Kaffe in das Regiſter (cfr. Nr. 10), vorliegen. Erſtreckt fich die Aenderung auch auf die 
durch Vermittelung der Aufſichtsbehörde den Antrag⸗ Bezeichnung der Kaffe, jo ift der neue Name in Rubr. 8 
ſtellern zuſtellen. 2 einzutragen. 

In denjenigen Fällen, wo die Gemeindebehörde Wird die Kaſſe aufgelöſt oder geſchloſſen, oder 
micht zugleich Aufſichtsbehörde tft (cfr. Nr. 1), hat die wird über dieſelbe der Konkurs eröffnet, ſo iſt dies 
letztere die Gemeindebehörde von der erfolgten Zulaſſung auf der betreffenden Seite des Regiſters zu vermerken 
zu benachrichtigen. und das Datum des Auflöſungsbeſchluſſes bezw. des 

9. Beſchließt eine Kaffe Abänderungen des Sta⸗ die Schließung ausſprechenden Beſcheides oder der Kon- 

tuts, ſo iſt eine Zuſammenſtellung der abändernden kurseröffnung in die Rubr. 4 einzutragen. 
Beſchlüſſe oder ein vollſtändiges revidirtes Kaſſenſtatut 11. Die Anmeldung der Zuſammenſetzung des 
in zwei Exemplaren unter Beifügung der über die Be⸗Vorſtandes einer eingeſchriebenen Hülfskaſſe und der in 
ſchlußfaſſung aufgenommenen Verhandlung dem Ge⸗ dieſer Zuſammenſetzung eingetretenen Veränderungen 
meindevorſtande einzureichen, worauf das unter Nr. (§ 17) erfolgt durch die Vorſtandsmitglieder in Perſon 
2—8 vorgeſchriebene Verfahren Platz greift. oder durch beglaubigte ſchriftliche Erklärung. 

Die Prüfung der höheren Verwaltungsbehörde Entſtehen über die Identität der anmeldenden 
hat fih in dieſem Falle neben den unter Nr. 3 be⸗Perſonen oder über die Richtigkeit ihrer Anmeldung 
zeichneten Punkten auch darauf zu erſtrecken, ob die Zweifel, ſo hat die Gemeindebehörde nach pflichtmäßi⸗ 
abändernden Beſchlüſſe nach Maßgabe des Geſetzesſgem Ermeſſen auf dem ihr geeignet erſcheinenden Wege 
(vergl. $ 20 Min. 3) und des Statuts (vergl. § 3 [den wahren Thatbeſtand feſtzuſtellen. 

Nr. 7) gültig gefaßt ſind. Jeder Vorſtand einer Gemeinde, in deren Bezirk 

Der Zulaſſungsvermerk lautet in dieſem Falle: eingeſchriebene Hülfskaſſen ihren Sitz haben, hat über 

a) wenn ein vollſtändig revidirtes Statut eingereicht die Perſonen, weiche als Mitglieder der Vorſtände der 
iſt: Kaſſen angemeldet werden, ein Verzeichniß zu führen 
„Die unterm (Datum der erſten Zulaſſung) und fortlaufend nach Maßgabe der angemeldeten Ver⸗ 

als eingeſchriebene Hulfskaſſe zugelaſſene und änderungen richtig zu erhalten. Auf Grund dieſes 


e e des Regiſters eingetragene Verzeichniſſes ſind die in § 17 Alin. 2 erwähnten 
(Name der Kafe) bleibt auf Grund des vor⸗Zeugniſſe auszuſtellen. 3 
ſtehenden revidirten Statuts als eingeſchrie⸗ 12. Die Auſſichtsbehörde hat bei Wahrnehmung 
bene Hülfskaſſe ferner zugelaſſen.“ ihrer geſetzlichen Obliegenheiten Folgendes zu beachten: 
NW W. ee den d. se ua a) Sie hat im Falle des § 33 Mlin. 3 auf Anrufung 
Königliches der Antragſteller (§ 22 Alin. 2) den Vorſtand der 
(Siegel.) (Unterſchrift.) Kaſſe aufzufordern, binnen einer beſtimmten kurzen 
h) wenn nur eine Zuſammenſtellung der abändernden Friſt die Generalverſammlung zu berufen und 
Beſtimmungen eingereicht iſt: nach vergeblichem Ablauf der Friſt, unter Beach⸗ 
„Die unterm (Datum der erſten Zulaſſung) tung der im Statut vorgeſchriebenen Formen ($ 

als eingeſchriebene Hülfskaſſe zugelaſſene und 3 Nr. 6), die Berufung ſelbſt vorzunehmen. 
unter N des Regiſters eingetragene b) Sie hat die Kaſſen zur rechtzeitigen Erfüllung der 


(Name der Kaſſe) bleibt mit den vorſtehenden ihnen durch 88 25 und 27 auferlegten Verpflich⸗ 
Abänderungen des Kaſſenſtatuts als einge⸗ tungen, event. ſoweit es nach § 33 Alin. 4 zu⸗ 


ſchriebene Hülfskaſſe ferner zugelaſſen.“ läſſig, durch Ordnungsſtrafen anzuhalten und das 

N D ihr mitgetheilte Ergebniß der fünfjährigen Ab⸗ 

ii ſchätzung innerhalb 14 Tagen der höheren Ver⸗ 
(Siegel.) Unterſchrift.) waltungsbehörde vorzulegen. 


10. Jede höhere Verwaltungsbehörde hat ein| e) Wenn in ihrem Bezirke gewerbliche Hülfskaſſen 
nach dem angeſchloſſenen Formulare einzurichtendes beſtehen, hinſichtlich deren eine Beitrittspflicht der 


Regiſter der eingeſchriebenen Hülfskaſſen zu führen. Arbeiter begründet iſt, ſo hat ſie an diejenigen 
Jede Kaſſe iſt auf einer beſonderen Seite des eingeſchriebenen Hülfskaſſen, welche für gewerbliche 
Regiſters einzutragen. Arbeiter oder auch für ſolche beſtimmt ſind, das 
Die Eintragung erfolgt ſofort nach Ertheilung Erfordern zu richten, das Ausſcheiden von Mit⸗ 

des Zulaſſungsvermerks. gliedern in jedem Falle unter Angabe des Vor⸗ 
Einzutragen ſind: und Zunamens, des Wohnortes und der Beſchäf⸗ 

die laufende Nr., tigung binnen 14 Tagen anzuzeigen. Dieſe Ver⸗ 

Name und Sitz der Kaſſe, pflichtung kann auf die Arbeiter einzelner in dieſem 

Datum des Zulaſſungsvermerks. Falle beſtimmt zu bezeichnender Gewerbszweige 

Bei demnächſtigen Abänderungen des Statuts iſt beſchränkt werden, wenn nur für dieſe eine Ver⸗ 


das Datum des Zulaſſungsvermerks in die Rubr. 4 pflichtung, gewiſſen Hülfskaſſen beizutreten, beſteht. 
einzutragen und in der Rubr. 5 anzugeben, ob ein! d) Sie hat in den § 29 unter Nr. 1—3 erwähnten 


e) 


g) Wenn ther eine eingeſchriebene Hülfskaſſe das Kon- 


h 


— 
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Fällen an die Kafen die daſelbſt vorgeſehenen 2) Aufforderung 
Aufforderungen und Auflagen zu erlaſſen und in zur Bewerbung um ein Stipendium der Jakob Sa⸗ 
jedem Falle die innezuhaltende Friſt in der Ver⸗ ling'ſchen Stiftung. 


fügung anzugeben. 

Sie hat ſich von allen Verhältniſſen der Kaſſen, 
welche für die Wahrnehmung der Aufſicht za 
Bedeutung find, ſoweit erforderlich, durch Einſe⸗ 
hung der Bücher der afen (§ 33 Min. 2) in 


fortlaufender Kenntniß zu erhalten. 3 öni 
Sie hat in denjenigen Fällen, wo Mitglieder des ; Nach dem 5 das a I 85 1 y 
Vorſtandes oder des Ausſchuſſes den Beſtimmun⸗ Regierung zu Potsdam vom 9. Dezember 1864 ver- 
gen des Geſctzes zuwiderhandeln (8 34) ſoweit öffentlichten Statute ſind die Stipendien dieſer Stiftung 
nicht zunächſt mit O rdnungsſtrafen vorz gehen iſt von dem Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffent⸗ 
(8 33 Alin 4), die Einleitung des cal chllichen liche Arbeiten an bedürftige, fähige und fleißige, dem 
Strafverfahrens zu is ri ga Preußiſchen Staatsverbande angehörige Studirende der 
05 „ genannten Anſtalt auf die Dauer von drei Jahren 
unter denſelben Bedingungen zu verleihen, unter wel- 


wenn einer der Falle eintritt, in welchen nach g chen die Staats⸗Stipendien an Studirende dieſer An⸗ 


29 Nr. 1—6 die Schließung einer Kaffe erfolgen ſtalt bewilligt werden. 

kann, fo ift der höheren Verwaltungsbehörde inner- Es können daher nur ſolche Bewerber zugelaſſen 
halb 14 Tagen Anzeige zu machen. werden, welchen, wenn ſie die Abgangsprüfung auf 
Innerhalb der gleichen Friſt iſt der höheren einer Gewerbeſchule abgelegt haben, das Prädikat „mit 
Verwaltungsbehörde die erfolgte Auflöſung einer Auszeichnung beſtanden“ zu Theil geworden iſt, oder, 
Kaſſe anzuzeigen. wenn ſie von einer Realſchule oder einem Gymnaſtum 
In dem Falle des $ 30 Satz 2 hat die Aufſichts⸗ mit dem Zeugniß der Reife verſehen find, zugleich nad- 
behörde die erforderlichen Verfügungen wegen Ab- zuweiſen vermögen, daß fie fich durch vorzügliche Lei- 
wickelung der Gefchäfte der Kaffe zu treffen. ſtungen und hervorragende Fähigkeiten ausgezeichnet 
13. Für das Verfahren auf Schließung einer haben. 


Aus der unter dem Namen „Jakob Saling'ſche 
Stiftung“ für Studirende der Königlichen Gewerbe⸗ 
Akademie begründeten Stipendien⸗Stiftung iſt vom 1. 
Oktober d. J. ab ein Stipendium in Höhe von 600 
Mark zu vergeben. 


kursverfahren eröffnet wird (§ 29 Min. 3), oder 


Kaſſe ($ 29 Min. 1 und 2) greifen die Beſtimmungen Bewerber um das vom 1. Oktober d. J. ab zu 
Platz, welche in den Nus 60 ff. der Anweiſung zur vergebende Stipendium werden aufgefordert, ihre des⸗ 


Au 


sführung der Gewerbeordnung vom 4. September fallſigen Geſuche an diejenige Königliche Regierung reſp. 


1869 für das Verfahren bei Entziehung einer ertheilten Landdroſtei zu richten, deren Verwaltungsbezirke ſie 
Approbation 2c. vorgeſchrieben find. ihrem Domizil nach angehören. 


in 


Der Rekurs und deſſen Rechtfertigung iſt auch Dem Geſuche ſind beizufügen: 
dieſem Falle zur Beſchleunigung des Verfahrens in 1. der Geburtsſchein, 


der Regel bei der höheren Verwaltungsbehörde einzu⸗ 2. ein Geſundheitsatteſt, in welchem ausgedrückt ſein 
reichen (conf, Nr. 7). | muß, daß der Bewerber die körperliche Tüchtigkeit 
14. Ueber die in den 88 25 und 27 vorgeſehe⸗ für die praktiſche Ausübung des von ihm erwähl⸗ 
nen Formulare und Friſten ſind die Beſtimmungen ten Gewerbes und für die Anſtrengungen des 
des Bundesraths zu erwarten. Unterrichts in der Anſtalt beſitze, 
Berlin, den 15. Mai 1876. 3. ein Zeugniß der Reife von einer zu Entlaſſungs⸗ 


Der Miniſter des Innern. Der Miniſter für Handel, 
gez. Graf zu Eulenburg. Gewerbe u. öffentliche Arbeiten. 


prüfungen berechtigten Gewerbe- oder Realſchule 
Dr. Achenbach. oder von einem Gymnaſium, 


Anlage. 4. die über die etwaige praktiſche Ausbildung des 
$ Regiſter Bewerbers ſprechenden Zeugniſſe, 
der eingeſchriebenen Hilfskaſſen für den Bezirk 5. ein Führungs⸗Atteſt, 
e e E P 6. ein Zeugniß der Ortsbehörde reſp. des Vormund⸗ 


| a‘ 7 ſhaftegerichts über die Bedürftigkeit mit ſpezieller 

a 1 Angabe der Vermögensverhältniſſe des Bewerbers, 
Datum des] 5 „ R ER I. 
&!s Aal ; y . 1817. die über die militairiſchen Verhältniſſe des Be⸗ 
k Name der Kaſſe.] Sitz der Kaffe. 7 115 A werbers ſprechenden Papiere, aus welchen hervor⸗ 
R & gehen muß, daß die Ableiftung feiner Militair- 


pflicht keine Unterbrechung des Unterrichts herbei⸗ 
führen werde, 

falls der Bewerber bereits Studirender der Ge⸗ 
werbe⸗Akademie iſt, ein von dem Direktor der 


= 


$ 
i 
j 
! vermerks. 


| 
| | 
I 
1 
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Anſtalt auszuſtellendes Atteſt über Fleiß, Fort- 
ſchritte und Fähigkeiten des Bewerbers. 
Berlin, den 16. Mai 1876. 
Der Miniſter für Handel, Gewerbe u. öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
(gez.) Dr. Jakobi. 


Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Provinzial⸗Behörden. 


Bekanntmachung. 
Unter Bezugnahme auf meine Bekanntmachung 
vom 24. Auguſt 1874 bringe ich die erfolgte Er⸗ 
nennung: 


1. des Gutsverwalters Hein in Gierkowo zum Stan⸗ 
desbeamten für den XXVII. Standesamtsbezirk 
Cychoradz, Kreiſes Thorn, ſtatt des Rittergutsbe⸗ 
ſitzers Rafalski in Cychoradz, 


. des Wirthſchafts⸗Inſpektors Stolzenburg in Tann: 
hagen zum Stellvertreter des Standesbeamten für 
den gedachten Bezirk, ſtatt des Gutsverwalters 
Hein in Gierkowo, 

hierdurch zur öffentlichen Kenntniß. 

Königsberg, den 26. Mai 1876. 

Der Ober⸗Präſident der Provinz Preußen. 

v. Horn. 


A) Bekanntmachung. 


Unter Bezugnahme auf meine Bekanntmachung 7) 


vom 24. Auguſt 1874 bringe ich die erfolgte Ernennung 


5) Bekanntmachung. 

Die bisher aus den einzelnen Etabliſſements 
Krupka⸗Mühle, Struß⸗Mühle und Papiernia beſtehende 
Landgemeinde „Mühlenthal“, Kreiſes Thorn, ift mittels 
Allerhöchſten Erlaſſes vom 2. Mai aufgelöſt. 

Marienwerder, den 23. Mai 1876. í 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
6) In den Tagen vom 6. bis 8. k. M. ſoll der 
erſte deutſche Lehrertag zu Erfurt ſtattfinden. Ich ver⸗ 
anlaſſe die Königliche Regierung, die Schul⸗Inſpektoren 
Ihres Bezirkes dahin mit Anweiſung zu verſehen, daß 
denjenigen Lehrern, welche zum Behufe der Theilnahme 
an dieſer Verſammlung um Urlaub nachſuchen, derſelbe 
für js nicht ſchulfreie Zeit in der Pfingſtwoche ertheilt 
werde. 

Berlin, den 15. Mai 1876. 

Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 
Medicinal⸗Angelegenheiten. 
gez. Falk. 
An die Königliche Regierung zu Erfurt. 

Vorſtehenden Erlaß bringen wir hierdurch zur 
öffentlichen Kenntniß und geben zugleich den ſlädti⸗ 
ſchen Schuldeputationen und den Herren Lokalſchul⸗ 
inſpektoren anheim, an ſie gelangende Urlaubsgeſuche 
für die Pfingſtwoche zu berückſichtigen. 

Marienwerder, den 24. Mai 1876. 

Königliche Regierung. 

Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 


Bekanntmachung. 
Nachdem die Rechnung von dem Weſtpreußiſchen 


des Gutsbeſitzers von Donimirski in Liſſomitz zum Feuer⸗Sozietäts⸗Fonds für das Jahr 1875 unter Zu: 
gonan Stellvertreter des Standes⸗Beamten für den ziehung der Sozietäts⸗Deputirten revidirt worden ift, 


XII. Standesamtsbezirk Lulkau, Kreiſes Thorn, 
hierdurch zur öffentlichen Kenntniß. 
Königsberg, den 26. Mai 1876. 
Der Ober⸗Präfident der Provinz Preußen. 
v. Horn. 


wird auf Grund des § 111 des Reglements vom 21. 

November 1853 nachſtehend der Inhalt der Jahres⸗ 

rechnung zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Marienwerder, den 2. Juni 1876. 
Weſtpreußiſche Feuer⸗Sozietäts⸗Direktion. 


Summariſcher Inhalt 
der Jahres⸗Rechnung der Weſtpreußiſchen Feuer⸗Sozietät pro 1875. 


Soll⸗ Iſt⸗ 


Ref 

8 Gegenſtand der Einnahme Einnahme Einnahme 

R Mark Pf.] Mark Pf.] M. Pf. 
1| Beſtand aus dem Jahre 1874 | | | 
a) an Dokumenten ... . . 452630900 452630190, —— 
Daa!!! en: e | 1010723] 1010723 — — 
2| An Beitrags: und ſonſtigen Reſen 532153 520069] 11184, 
3 An Feuer ⸗Sozietäts⸗ Beiträgen nach der folgenden ſpeziellen | 

Madwatung gg J 46111212200821056| 711. 81107 
al An Zinſen von den Kapitalien der Societät 2003144] 20031444 —— 
5) An ſonſtigen außerordentlichen Einnahmen 8 228 45 228451 —— 
Summa der Einnahmen 934648027 93455542] 9285 


Betrag der Verſicherungs⸗Summe in den Klaſſen: 


Summa der 
Mithin 
Es iſt ein⸗ rg 


Soll: Ein- 
EEA nahme an 
Summa | Feuer- So- 
La I. b. II. a. II. b. III. a. III. b. IV. a. IV. b. V. Retäts⸗ 
Beiträgen 
Mark. Mark. Mark. Mark. Mark. Mark. M. Mark. Mark.] Mark.] Mark Pf. 
Pro J. Semeſter 18 75. 
4285620) — — — | — | — — — | — 4285620 4761/88 
2482800 — — — — | 5 — 2482800 4138| — 
6767340“ — | — — — — — 6767340 15038] 53 
5260650 — — — — — 5260650 13151462 
13140996 = — — — 113140990 4818063 
31414530 — — — [31414530 13089388 
| | | 50310] — — 50310 25155 
| 474300 — 474300 3162 — 
| | | | 337800] 337800 3378| — 
| 
| Durch Abrundung der Bruchpfennige bei den einzelnen Verſicherungen — 18124 
= Summa pro I. Semeſter 1875 64214340] 222974 33 
2 
pro II. Semeſter 1875, 
| 4301880 — — | — — | — = | — = 4301880 4779187 
2456550 — — — — — — — 2456550 4094 65 25 
6712050 — = I — — — | — 6712050 449156 
j 5209500 — — = — — 5209500 13023 75 
| 13200060 — pe — — 113200060 4840022 
| 31824810 — = — [31524810 132603 | 39 
| | 191210, | — 91210 256 |05 
| | 463950 — 463950 3093| — 
i 312000] 312000 3120 — 
Durch Abrundung der Bruchpfennige bei den einzelnen Verſicherungen — | 4128 
— r—¾—— 
Summa pro II. Semeſter 1875 164532010 224290 48 
Summa pro I. Semeſter 1875 | 222974|33 
Dazu die Zugänge pro 1875 — l 23852091 
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Soll⸗ gft- 
Gegenftand der Ausgabe Ausgabe | Ausgabe 


Mark Pf.] Mark Pf.] Mark Pf 


An Brandſchadensvergütung pro 1874 et retro und ſonſtigen | 
Ausgaben bei der Reftverwaltung . - . » . . 219743 20 110220 58] 109522 62 
An Brandſchadensvergütung pro 1875 nach der folgenden ſpeziellen | 
Nachweiſung 413670 23] 305007 73] 108662 50 


Ref 


Rro. 


An Verwaltungskoſten zur Beſoldung der Beamten der Direktion 8220 —] 8220 — 
Zu Büreaubedürniſſen nen 105279 105279 == 
An Remunerationen für die kataſterführenden Beamten und 
Spezialläſſen Rend anten 2% | 
An Diäten und Fuhrkoſten für die kataſterführenden Beamten 
und Sachverſtändigen „% 599905] 5999 05 ze 
An Boltyorie „u, r ( ER 1565/89 1565/89 — — 
An außerordentlichen Remuner ationen 2... 1730 — 1730 — — — 
An Prämien für angeſchaffte Feuerlöſchgeräthe, Auszeichnung bei 
vorkommenden Bränden und für rechtzeitige Geſtellung von 


13230 —] — —[ 13230 


Feuerlöſchgeräthen pp. 8 2926 75 2926 75 . 
10| An Prozeßkoſten „ ER, ur 73115 73115 — 
11 An ſonſtigen Ausgaben 8 574146 57446 m 


Summa der Ausgaben [66878552 437370|40] 23141512 
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Balance. 


Die Iſt⸗Einnahme beträgt l 5 : l : : a 934,555 Mark 42 Pf. 
Die Iſt⸗Ausgabe beträgt : F l ; 437,370 40 


Mithin Beſtand 497,185 Mark 02 Pf. 


und zwar: 

PT la en Tu — 44,554 Mark 12 Pf. 
in Privat: Obligationen 129,620 90 

in Weſtpreußiſchen Pfandbriefen . 86,010 
in konſolidirten Staatsanleiheſcheinen . 63,000 
in Staatsſchuldſche inen 60,000 
in Preußiſchen Rentenbriefen . 114,000 
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wie oben 497,185 Mark 02 Pf. 


8) Dem im Kreiſe Flatow belegenen Orte Kolonie Kreiſes Thorn, zu Jakobsdorf im Kreiſe Conitz ift die 

Zakrzewke ift auf den Antrag der Gemeinde der Rotzkrankheit erneuert ausgebrochen; dagegen ift die: 

deutſche Name „Seefelde“ von uns beigelegt worden. ſelbe unter den Pferden des Käthnerr Grabowski in 

Marienwerder, den 19. Mai 1876. Lipowitz, Kreiſes Thorn beſeitigt. ' 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. Marienwerder, den 22. Mai 1876. 

9) Unter den Pferden des Hofbeſitzers Bartſch zu Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 

Gr. Gratz, des Beſitzers Pollnau in Rauden, Kreiſes 

Marienwerder, des Gaſthofbeſitzers Louis Prinz in Per ſonal⸗Cbronik. 

Rehden, Kreiſes Graudenz, des Michael Happke in 10) Die vakante Kreisboten⸗Stelle bei dem Landraths⸗ 

Podgorz, Kreiſes Thorn, des Pfarrers Zakowski in Amte zu Neumark iſt dem ehemaligen Unteroffizier 

Rehden, des Beſitzers Michael Hoppke in Podgorz, Adolph Auſt vom 1. Juni cr. ab verliehen worden. 
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(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nr. 23.) 


Hedigirt im Bureau der Königlichen Regierung. Druck der Kanter ſchen Hofbuchdruckerel. 


